
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Prozess Aufrechterhaltung der Administrativhaft für straffällige Ausländer (Mo.
20.3327)

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Kipfer, Viktoria

Bevorzugte Zitierweise

Kipfer, Viktoria 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Aufrechterhaltung
der Administrativhaft für straffällige Ausländer (Mo. 20.3327), 2022. Bern: Année
Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität Bern.
www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 23.04.2024.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK I

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Sozialpolitik
1Soziale Gruppen

1Migrationspolitik

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK II



Abkürzungsverzeichnis

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 1



Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Im Mai 2020 reichte Nationalrätin Martina Bircher (svp, AG) zwei Vorstösse betreffend
die ausländerrechtliche Administrativhaft (Mo. 20.3323, Mo.20.3327) ein. So verlangte
sie in letzterer Motion die Aufrechterhaltung der Administrativhaft für straffällige
Ausländer, insbesondere während der Corona-Pandemie. Mit der ausländerrechtlichen
Administrativhaft soll die Ausreise einer ab- oder ausgewiesenen ausländischen Person
aus der Schweiz garantiert werden. Da während der Corona-Pandemie keine
Ausschaffungen durchgesetzt worden seien, seien auch straffällige Individuen aus der
Administrativhaft entlassen worden. Mittels einer notrechtlichen Grundlage sollte die
ausländerrechtliche Administrativhaft für straffällige Individuen gemäss der Motionärin
unter anderem für die Dauer der ausserordentlichen Lage verlängert werden dürfen.
Der Bundesrat argumentierte dagegen, dass der Entscheid über die Entlassung aus der
Administrativhaft auch während der ausserordentlichen Lage weiterhin im Einzelfall
gefällt werde. Da sich Ende März 2020 keine einzige Person seit mehr als 15 Monaten in
ausländerstrafrechtlichen Administrativhaft befunden habe, erachtete der Bundesrat
die aktuelle Haftfrist von maximal 18 Monaten als ausreichend und beantragte folglich
die Ablehnung der Motion. 
In der Frühjahrssession 2022, also kurz bevor der Bundesrat die Rückkehr zur normalen
Lage verkündete, lehnte der Nationalrat die Motion mit 138 zu 54 Stimmen ab. 1
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